Ausgabe A. 


Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 1! Ausgegeben Danzig, den 31. Dezember 1934 
333 Verordnung 


betreffend Einführung eines Steueranpaſſungsgeſetzes. 
Vom 27. Dezember 1934. 


Auf Grund des § 1 Ziffer 50, 51, 53, 55, 56 und 57 und des $ 2 Buchſtabe a) und d) des Geſetzes 
zur Behebung der Not von Volk und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes 
mit Geſetzeskraft verordnet: 

Es wird folgendes Steueranpaſſungsgeſetz erlaſſen: 

Steueranpaſſungsgeſetz. 
Abſchnitt I: Allgemeines Steuerrecht 


UAnterabſchnitt 1: Auslegung 


8 1 
(1) Bei Auslegung der Steuergeſetze find die Volksanſchauung, der Zweck und die wirtſchaftliche 
Bedeutung der Steuergeſetze und die Entwicklung der Verhältniſſe zu berückſichtigen. 
(2) Entſprechendes gilt für die Beurteilung von Tatbeſtänden. 
Unterabſchnitt 2: Ermeſſen 
82 
(1) Entſcheidungen, die die Behörden nach ihrem Ermeſſen zu treffen haben (Erne Ent⸗ 
ſcheidungen), müſſen ſich in den Grenzen halten, die das Geſetz dem Ermeſſen zieht. 
(2) Innerhalb dieſer Grenzen ſind Ermeſſens⸗Entſcheidungen nach Billigkeit und Zweckmäßigkeit 
zu treffen. $ 1 Abſ. 1 gilt entſprechend. 
Unterabſchnitt 3: Steuerſchuld 
83 
(1) Die Steuerſchuld entſteht, ſobald der Tatbeſtand verwirklicht iſt, an den das Geſetz die 
Steuer knüpft. 
(2) Auf die Entſtehung der Steuerſchuld iſt es ohne Einfluß, ob und wann die Steuer feſt⸗ 
geſetzt wird und wann die Steuer zu entrichten (wann ſie fällig) ift. 
(3) Die Abſätze 1 und 2 gelten ſinngemäß für andere Leiſtungen, die auß Grund der Steuer⸗ 
geſetze geſchuldet werden. 
(4) Bei Verſchollenen gilt, ſoweit es ſich um Entſtehung, Umfang und Beendigung einer N 5 
ſchuld handelt, der Tag, mit deſſen Ablauf das Ausſchlußurteil rechtskräftig wird, als Todestag. 
(5) Beiſpiele und Ergänzungen zu den Abſätzen 1 und 2: Die Steuerſchuld entſteht: 
1. bei der Einkommenſteuer und bei der Körperſchaftſteuer: 
a) für Steuerabzugsbeträge: 
im Zeitpunkt des Zufließens der ſteuerabzugspflichtigen Einkünfte; 
b) für Vorauszahlungen: 
mit Beginn des Kalendervierteljahrs, für das die Vorauszahlungen zu entrichten ſind, oder, 
wenn die Steuerpflicht erſt im Lauf des Kalendervierteljahrs begründet wird, mit Begrün⸗ 
dung der Steuerpflicht; 
c) für die veranlagte Steuer: 
mit Ablauf des Kalenderjahrs, für das die 
Veranlagung vorgenommen wird, ſoweit nicht die Steuerſchuld nach Buchſtabe a oder nach 
Buchſtabe b ſchon früher entſtanden it; 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 8. 1. 1935.) 


2. bei der Vermögenſteuer: 
mit Beginn des Kalenderjahrs, für das die Vermögenſteuer erhoben wird; 
3. bei der Umſatzſteuer für Lieferungen und ſonſtige Leiſtungen: 


a) im Fall der Beſteuerung nach vereinnahmten Entgelten: 
mit Ablauf des Voranmeldungszeitraums, in dem die Entgelte vereinnahmt worden ſind; 


b) im Fall der Beſteuerung nach vereinbarten Entgelten: 
mit Ablauf des Voranmeldungszeitraums, in dem die Lieferungen oder ſonſtigen Leiſtungen 
ausgeführt worden ſind; 


8 4 

(1) Bedingte Steuerſchulden, bedingte Steuerbefreiungen, bedingte Steuerermäßigungen und 
ſonſtige bedingte Steuervergünſtigungen ſind im Zweifel auflöſend bedingt. 

(2) Tritt eine Bedingung ein, unter der die Steuerſchuld, die Steuerbefreiung, die Steuer⸗ 
ermäßigung oder die ſonſtige Steuervergünſtigung wegfällt, ſo ſind Steuerfeſtſetzungen und Steuer⸗ 
feſtſtellungen, bei denen der Eintritt der Bedingung nicht berückſichtigt iſt, zurückzunehmen oder 
zu ändern, bisher unterbliebene Steuerfeſtſetzungen und Steuerfeſtſtellungen nachzuholen und zuviel 
gezahlte Steuern zu erſtatten. Nach Ablauf des Jahres, das auf den Eintritt der Bedingung folgt, 
kann der Steuerpflichtige die Zurücknahme oder Anderung der Steuerfeſtſetzung oder Steuerfeſtſtellung 
und die Erſtattung nicht mehr verlangen. 

(3) Entſprechendes (Abſ. 2) gilt: 

1. wenn Erzeugniſſe oder Waren, für die eine bedingte Steuerſchuld entſtanden iſt, untergehen, 
bevor es ſich entſchieden hat, ob die Bedingung eintritt; 

2. wenn ein Merkmal, deſſen Vorliegen das Geſetz für die Steuerſchuld, für die Steuerbe⸗ 
freiung, für eine Steuerermäßigung oder für eine ſonſtige Steuervergünſtigung fordert, nach⸗ 
träglich mit Wirkung für die Vergangenheit weggefallen iſt. 


8 5 
(1) Scheingeſchäfte und andere Scheinhandlungen (zum Beiſpiel die Begründung oder die Bei⸗ 
behaltung eines Scheinwohnſitzes) ſind für die Beſteuerung ohne Bedeutung. Wird durch ein Schein⸗ 
geſchäft ein anderes Rechtsgeſchäft verdeckt, ſo iſt das verdeckte Rechtsgeſchäft für die Beſteuerung 
maßgebend. 


(2) Die Beſteuerung wird nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß ein Verhalten (ein Tun oder ein 
Unterlaſſen), das den ſteuerpflichtigen Tatbeſtand erfüllt oder einen Teil des ſteuerpflichtigen Tatbe⸗ 
ſtandes bildet, gegen ein geſetzliches Gebot oder Verbot oder gegen die guten Sitten verſtößt. 

(3) Iſt ein Rechtsgeſchäft wegen eines Formmangels oder wegen eines Mangels der Geſchäfts⸗ 
fähigkeit oder der Rechtsfähigkeit nichtig, ſo iſt dies für die Beſteuerung inſoweit und ſolange ohne 
Bedeutung, als die Beteiligten das wirtſchaftliche Ergebnis des Rechtsgeſchäfts eintreten und beſtehen 
laſſen. 


(4) Dit ein Rechtsgeſchäft anfechtbar, jo iſt dies für die Beſteuerung inſoweit und ſolange ohne 
Bedeutung, als nicht die Anfechtung mit Erfolg durchgeführt iſt. 


(5) Soweit in den Fällen des Abſ. 3 das bereits eingetretene wirtſchaftliche Ergebnis des nich⸗ 
tigen Rechtsgeſchäfts nachträglich wieder beſeitigt oder in den Fällen des Abſ. 4 das anfechtbare 
Rechtsgeſchäft mit Erfolg angefochten worden iſt, ſind Steuerfeſtſetzungen und Steuerfeſtſtellungen, die 
auf Grund des nichtigen oder anfechtbaren Rechtsgeſchäfts erfolgt ſind, zurückzunehmen oder zu ändern 
und entrichtete Steuern zu erſtatten. Nach Ablauf des Jahres, das auf die Beſeitigung des wirt⸗ 
ſchaftlichen Ergebniſſes oder auf die erfolgreiche Durchführung der Anfechtung folgt, kann der Steuer⸗ 
pflichtige die Zurücknahme der Steuerfeſtſetzung oder Steuerfeſtſtellung und die Erſtattung nicht mehr 
verlangen. 


(6) Sondervorſchriften, die in Steuergeſetzen enthalten ſind, bleiben unberührt. 
8 6 


(1) Durch Mißbrauch von Formen und Geſtaltungsmöglichkeiten des bürgerlichen Rechts kann 
die Steuerpflicht nicht umgangen oder gemindert werden. 


(2) Liegt ein Mißbrauch vor, ſo ſind die Steuern ſo zu erheben, wie ſie bei einer den wirtſchaft⸗ 
lichen Vorgängen, Tatſachen und Verhältniſſen angemeſſenen rechtlichen Geſtaltung zu erheben wären. 


871 
(3) Steuern, die auf Grund der für unwirkſam zu erachtenden Maßnahmen etwa entrichtet worden 
ſind, werden auf den Betrag, der nach Abſ. 2 zu entrichten iſt, und auf andere Rückſtände des Steuer⸗ 
pflichtigen angerechnet und, ſoweit eine ſolche Anrechnung nicht möglich iſt, erſtattet. Nach Ablauf des 


Jahrs, das auf die endgültige Feſtſtellung der Unwirkſamkeit folgt, kann der Steuerpflichtige die An⸗ 
rechnung oder Erſtattung nicht mehr verlangen. 


8 7 

(1) Perſonen, die nebeneinander für eine Steuerſchuld oder für eine andere aus den Steuer⸗ 
geſetzen entſpringende Geldſchuld haften, ſind Geſamtſchuldner. 
i (2) Perſonen, die zuſammen zu veranlagen oder gemeinſam zu einer Steuer heranzuziehen ſind, 
ſind Geſamtſchuldner. Dies gilt auch dann, wenn eine oder mehrere dieſer Perſonen bei getrennter Ver⸗ 
anlagung oder bei getrennter Heranziehung ſteuerfrei wären. 

(3) Dem Steueramt ſteht es frei, an welchen Geſamtſchuldner es ſich halten will. Es kann den 
geſchuldeten Betrag von jedem Geſamtſchuldner ganz oder zu einem Teil fordern. Bis zur Entrichtung 
des ganzen Betrags bleiben alle Geſamtſchuldner verpflichtet. 


8 8 

(1) Bei Geſamtrechtsnachfolge (zum Beiſpiel bei Erbfolge oder bei Verſchmelzung von Geſell⸗ 
ſchaften) geht die Steuerſchuld des Rechtsvorgängers auf den Rechtsnachfolger über. 

s (2) Erben haften für die aus dem Nachlaß zu entrichtenden Steuern wie für Nachlaßverbindlich⸗ 
keiten nach bürgerlichem Recht. Die SS 81, 82, 85 und 93 des Steuergrundgeſetzes und Sonder⸗ 
vorſchriften, die in Steuergeſetzen enthalten ſind, bleiben unberührt. 

(3) Sind bei Herſtellung ſteuerpflichtiger Erzeugniſſe mehrere Betriebe beteiligt, ſo geht die Steuer⸗ 
ſchuld auf jeden folgenden an der Herſtellung beteiligten Betriebsinhaber über. 

(4) Werden Erzeugniſſe oder Waren, für die unter einer Bedingung eine Steuervergünſtigung 
gewährt worden iſt, ordnungsmäßig weitergegeben, ſo geht die bedingte Steuerſchuld auf jeden fol⸗ 
genden Erwerber über. 

Unterabſchnitt 4: Steuerbefreiung 
8 9 


Von den Steuern vom Einkommen und vom Vermögen ſind Perſonen, Perſonenvereinigungen, 
Körperſchaften und Vermögensmaſſen inſoweit befreit, als ihnen ein Anſpruch auf Befreiung von dieſen 
Steuern zuſteht 

1. nach allgemeinen völkerrechtlichen Grundſätzen unter Wahrung der Gegenſeitigkeit oder 
2. nach beſonderer Vereinbarung mit anderen Staaten. 


Unterabſchnitt 5: Angehörige 
8 10 
Angehörige im Sinn der Steuergeſetze ſind die folgenden Perſonen: 
1. der Verlobte, 
der Ehegatte, auch wenn die Ehe nicht mehr beſteht, 
Verwandte in gerader Linie und Verwandte zweiten und dritten Grades in der Seitenlinie, 
„Verſchwägerte in gerader Linie und Verſchwägerte zweiten Grades in der Seitenlinie, 
durch Annahme an Kindes Statt in gerader Linie Verbundene, 
Pflegeeltern und Pflegekinder. 


S O d 


Unterabſchnitt 6: Zurechnung 
8 11 5 
Für die Zurechnung bei der Beſteuerung gelten, ſoweit nichts anderes beſtimmt iſt, die folgenden 
Vorſchriften: 
1. Wirtſchaftsgüter, die zum Zweck der Sicherung übereignet worden ſind, werden dem Ver⸗ 
äußerer zugerechnet. 
2. Wirtſchaftsgüter, die zu treuen Händen lentgeltlich oder unentgeltlich) übereignet worden ſind, 
werden dem Treugeber zugerechnet. 
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3. Wirtſchaftsgüter, die durch einen Treuhänder zu treuen Händen für einen Treugeber erworben 
worden ſind, werden dem Treugeber zugerechnet. 

4. Wirtſchaftsgüter, die jemand in Eigenbeſitz hat, werden dem Eigenbeſitzer zugerechnet. Eigen⸗ 
beſitzer iſt, wer ein Wirtſchaftsgut als ihm gehörig beſitzt. 

5. Wirtſchaftsgüter, die mehreren zur geſamten Hand zuſtehen, werden den Beteiligten ſo zu⸗ 
gerechnet, als wären die Beteiligten nach Bruchteilen berechtigt. Die Höhe der Bruchteile iſt 
nach den Anteilen zu beſtimmen, zu denen die Beteiligten an dem Vermögen zur geſamten 
Hand berechtigt ſind, oder nach Verhältnis deſſen, was ihnen bei Auflöſung der Gemein⸗ 
ſchaft zufallen würde. 

8 12 

(1) Vermögen und Einkommen einer Familienſtiftung, die von einem unbeſchränkt Steuerpflich⸗ 
tigen errichtet worden iſt und ihre Geſchäftsleitung und ihren Sitz im Ausland hat, werden dem Er⸗ 
richter der Familienſtiftung, ſolange er unbeſchränkt ſteuerpflichtig iſt, ſonſt den Bezugsberechtigten zu⸗ 
gerechnet. Dabei iſt es einerlei, ob die Familienſtiftung ihr Einkommen ausgeſchüttet oder behalten hat. 

(2) Familienſtiftungen ſind ſolche Stiftungen, bei denen der Stifter, ſeine Angehörigen und deren 
Abkömmlinge zu mehr als der Hälfte bezugsberechtigt ſind. Den Stiftungen ſtehen ſonſtige Zweckver⸗ 
mögen und rechtsfähige oder nichtrechtsfähige Perſonenvereinigungen gleich. 

(3) Hat ein Unternehmen oder eine Körperſchaft oder eine Perſonenvereinigung (zum Beiſpiel eine 
Geſellſchaft) eine Stiftung errichtet, die ihre Geſchäftsleitung und ihren Sitz im Ausland hat, ſo wird 
die Stiftung wie eine Familienſtiftung behandelt, wenn der Stifter, ſeine Geſellſchafter, Mitglieder, 
leitenden Angeſtellten (insbeſondere Vorſtandsmitglieder und Prokuriſten) und die Angehörigen dieſer 
Perſonen zu mehr als der Hälfte bezugsberechtigt ſind. 


Unterabſchnitt 7: Wohaſitz Gewöhnlicher Aufenthalt 
8 13 
Einen Wohnſitz im Sinn der Steuergeſetze hat jemand dort, wo er eine Wohnung innehat unter 


Umſtänden, die darauf ſchließen laſſen, daß er die Wohnung beibehalten und benutzen wird. 


8 14 

(1) Den gewöhnlichen Aufenthalt im Sinn der Steuergeſetze hat jemand dort, wo er ſich unter 
Umſtänden aufhält, die erkennen laſſen, daß er an dieſem Ort oder in dieſem Land nicht nur vorüber⸗ 
gehend verweilt. Anbeſchränkte Steuerpflicht tritt jedoch ſtets dann ein, wenn der Aufenthalt im In⸗ 
land länger als ſechs Monate dauert. In dieſem Fall erſtreckt ſich die Steuerpflicht auch auf die erſten 
ſechs Monate. 

(2) Auslandsbeamte werden im Sinne des Einkommenſteuergeſetzes und des Vermögenſteuerge⸗ 
ſetzes wie Perſonen behandelt, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt an dem Ort haben, an dem ſich die in⸗ 
ländiſche öffentliche Kaffe befindet, die die Dienſtbezüge des Auslandsbeamten zu zahlen hat. Das 
Gleiche gilt für die Ehefrau eines Auslandsbeamten, ſofern ſie nicht von dem Ehemann dauernd ge⸗ 
trennt lebt, und für minderjährige Kinder eines Auslandsbeamten, die zu ſeinem Haushalt ge⸗ 
hören. Als Auslandsbeamte im Sinne der Steuergeſetze gelten: unmittelbare und mittelbare Beamte 
der Freien Stadt Danzig, die ihren Dienſtort im Ausland haben. Wahlkonſuln gelten nicht als Be⸗ 
amte im Sinne dieſer Vorſchrift. 


Unterabſchnitt 8: Geſchäftsleitung. Sitz. Betriebſtätte 
8 15 
(1) Geschäftsleitung im Sinn der Steuergeſetze iſt der Mittelpunkt der geſchäftlichen Oberleitung. 
(2) Hat eine Körperſchaft oder Perſonenvereinigung, die nach bürgerlichem Recht ſelbſtändig iſt, 
die ſich aber wirtſchaftlich als ein in der Gliederung eines Unternehmens geſondert geführter Betrieb 
darſtellt, weder ihre Geſchäftsleitung noch ihren Sitz im Inland, ſo wird ſie im Sinn der Steuergeſetze 
ſo behandelt, als befände ſich ihre Geſchäftsleitung an dem Ort, an dem 
1. die beherrſchende natürliche Perſon: 
ihren Wohnſitz oder, wenn ein Wohnſitz im Inland fehlt, ihren gewöhnlichen Aufenthalt, 
2. die beherrſchende Körperſchaft, Perſonenvereinigung oder Vermögensmaſſe: 
ihre Geſchäftsleitung oder, wenn eine Geſchäftsleitung im Inland fehlt, ihren Sitz hat. 
(3) Den Sitz im Sinn der Steuergeſetze hat eine Körperſchaft, Perſonen vereinigung oder Ver⸗ 
mögensmaſſe an dem Ort, der durch Geſellſchaftsvertrag, Vereinsſatzung, Stiftungsgeſchäft oder der⸗ 
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gleichen beſtimmt iſt. Fehlt es an einer ſolchen Beſtimmung, jo gilt als Sitz der Ort, an dem ſich die 
Geſchäftsleitung befindet oder die Verwaltung geführt wird. 


8 16 

(1) Betriebſtätte im Sinne der Steuergeſetze iſt jede feſte örtliche Anlage oder Einrichtung, die 
der Ausübung des Betriebs eines ſtehenden Gewerbes dient. 

(2) Als Betriebſtätten gelten: 

1. die Stätte, an der ſich die Geſchäftsleitung befindet; 

2. Zweigniederlaſſungen, Fabrikationſtätten, Warenlager, Ein⸗ und Verkaufſtellen, Landungs⸗ 
brücken (Anlegeſtellen von Schiffahrtsgeſellſchaften), Kontore und ſonſtige Geſchäftseinrich⸗ 
tungen, die dem Unternehmer (Mitunternehmer) oder feinem ſtändigen Vertreter (zum Beiſpiel 
einem Prokuriſten) zur Ausübung des Gewerbes dienen; 

3. Bauausführungen, deren Dauer zwölf Monate überſtiegen hat oder een über⸗ 
ſteigen wird. 

(3) Ein Eiſenbahnunternehmen hat eine Betriebſtätte nur in den a in denen ſich der 
Sitz der Verwaltung, eine Station oder eine für ſich beſtehende Betrieb⸗ oder Werkſtätte oder eine 
ſonſtige gewerbliche Anlage befindet. 

(4) Ein Unternehmen, das der Verſorgung mit Gas, Waſſer, Elektrizität oder Wärme dient, hat 
keine Betriebſtätte in den Gemeinden, durch die nur eine Zuleitung geführt, in denen aber Gas, 
Waſſer, Elektrizität oder Wärme nicht abgegeben wird. 
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Unterabſchnitt 9: Gemeinnützige, mildtätige und kirchliche Zwecke 
8 17 

(1) Gemeinnützig ſind ſolche Zwecke, durch deren Erfüllung ausſchließlich und unmittelbar die All⸗ 
gemeinheit gefördert wird. 

(2) Eine Förderung der Allgemeinheit iſt nur anzunehmen, wenn die Tätigkeit dem gemeinen 
Beſten auf materiellem, geiſtigem oder ſittlichem Gebiet, nutzt. Ob dies der Fall iſt, beantwortet ſich 
nach den Anſchauungen der Volksgeſamtheit. 

(3) Unter den Vorausſetzungen des Abſ. 2 ſind als Förderung der Allgemeinheit anzugrlemen 
insbejondere: 

1. die Förderung der öffentlichen Geſundheitspflege, der Jugendpflege und Jugendfürſorge ſo⸗ 
wie der körperlichen Ertüchtigung des Volks durch Leibesübungen (Turnen, Spiel, Sport); 

2. die Förderung der Wiſſenſchaft, Kunſt und Religion, der Erziehung, Volks⸗ und Berufs⸗ 
bildung, der Denkmalpflege, Heimatpflege, Heimatkunde. Hierunter fällt auch die Förderung 
derjenigen Theater, die im öffentlichen Intereſſe von einer Körperſchaft des öffentlichen Rechts 
geführt oder unterhalten werden. 

(4) Ein Perſonenkreis iſt nicht als Allgemeinheit anzuerkennen, wenn er durch ein engeres Band, 
wie Zugehörigkeit zu einer Familie, zu einem Familienverband oder zu einem Verein mit geſchloſſener 
Mitgliederzahl, durch Anſtellung an einer beſtimmten Anſtalt und dergleichen feſt abgeſchloſſen iſt oder 
wenn infolge ſeiner Abgrenzung nach örtlichen oder beruflichen Merkmalen, nach Stand oder Religioas⸗ 
bekenntnis oder nach mehreren dieſer Merkmale die Zahl der in Betracht kommenden Perſonen dauernd 
nur klein ſein kann. 

(5) Gemeinnützigkeit liegt nicht vor, wenn eine Tätigkeit nur den Belangen beſtimmter Perſogen 
oder eines engeren Kreiſes von Perſonen dient oder in erſter Linie eigenwirtſchaftliche Zwecke (zum Bei⸗ 
ſpiel gewerbliche Zwecke oder ſonſtige Erwerbszwecke) verfolgt. 

(6) Der Umſtand, daß die Erträge eines Unternehmens einer Körperſchaft des öffentlichen Rechts 
(zum Beiſpiel der Freien Stadt Danzig, einer Gemeinde oder einem Gemeindeverband) zufließen, be⸗ 
deutet für ſich allein noch keine unmittelbare Förderung der Allgemeinheit. 


s 18 
(1) Mildtätig find ſolche Zwecke, die ausſchließlich und unmittelbar darauf ae find, bedürf⸗ 
tige, im Inland befindliche Perſonen oder bedürftige Danziger Staatsangehörige im Ausland zu unter⸗ 
ſtützen. 
(2) Bedürftig ſind ſolche Perſonen, die infolge ihrer körperlichen oder geiſtigen ö oder 
nn wirtſchaftlichen Lage der Hilfe bedürfen. 
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(3) Mildtätigen Zwecken dienen insbeſondere Betriebe und Verwaltungen, die ausſchließlich zur 
perſönlichen und wirtſchaftlichen Hilfeleiſtung für bedürftige Perſonen beſtimmt ſind. 


8 19 


(J) Kirchlich ſind ſolche Zwecke, durch deren 3 eine Religionsgeſellſchaft des öffentlichen 
Rechts ausſchließlich und unmittelbar gefördert wird. 


(2) Zu dieſen Zwecken gehören insbeſondere die mind, Ausſchmückung und Unterhaltung von 
Gotteshäuſern und kirchlichen Gemeindehäuſern, die Abhaltung des Gottesdienſtes, die Ausbildung von 
Geiſtlichen, die Erteilung von Religionsunterricht, die Beerdigung und die Pflege des Andenkens der 
Toten, ferner die Verwaltung des Kirchenvermögens, die Beſoldung der Geiſtlichen, Kirchenbeamten und 
Kirchendiener, die Alters- und Invalidenverſorgung für dieſe Perſonen und die Verſorgung ihrer 
Witwen und Waiſen. 


Unterabſchnitt 10: Steuerzinſen 
8 20 


(1) Die Freie Stadt Danzig erhebt bei Staatsſteuern weder Verzugszinſen noch Aufſchubzinſen. 
Das Gleiche gilt für diejenigen Gemeindeſteuern, auf die die Vorſchriften des Steuergrundgeſetzes An⸗ 
wendung finden (S 1 Abſ. 1 0000000000 

(2) Bei Einkommenſteuer, Körperſchaftſteuer, Vermögenſteuer, Gewerbeſteuer und Umſatzſteuer er— 
hebt die Freie Stadt Danzig auch keine Stundungszinſen. Das Gleiche gilt für die von den Gemeinden 
und Gemeindeverbänden erhobenen laufenden Abgaben (Grundvermögenſteuer, Wohnungsbauabgabe, 
Müll⸗ und Kanalgebühren, Straßenreinigungsbeiträge, Hundeſteuer, Luſtbarkeitsſteuer). Bei anderen 
Steuern werden, ſofern nicht das Steueramt im einzelnen Falle zinsloſe Stundung bewilligt, Stun⸗ 
dungszinſen erhoben. Ihre Höhe beſtimmt das Steueramt unter Berückſichtigung der jeweiligen Lage 
des einzelnen Falles. 

(3) Die Freie Stadt Danzig, ihre Gemeinden und Gemeindeverbände zahlen keine Steuerzinſen 
(weder bei Erſtattung oder Vergütung noch bei Hinterlegung baren Geldes). 


Abſchnitt II: Anderung des Steuergrundgeſetzes 


8 21 
Das Steuergrundgeſetz vom 22. Juni 1931 (G. Bl. S. 497) in der zur Zeit geltenden Faſſung 
wird wie folgt geändert: 
1. SS 3 und 4 werden geſtrichen. 
2. S 5 wird wie folgt geändert: 
a) In der erſten Zeile iſt hinter dem Worte „auch“ einzuſchalten: „das Steueranpaſſungsgeſetz 
und“, 
b) Nach Umwandlung des Schlußpunktes in ein Komma erhält $ 5 folgenden Zuſatz: „ohne 
daß es dazu einer beſonderen Ermächtigung in den einzelnen Steuergeſetzen bedarf“. 
3. In 8 6 wird hinter den Worten „die Steuern“ eingefügt: „oder die Beſteuerungsgrundlagen“. 
4. Hinter § 14 wird folgender § 14a eingefügt: 
„Ss 14a 
Der Juſtizſenator im Einvernehmen mit dem Finanzſenator kann denjenigen Beamten der 
Steuer⸗ und Zollverwaltung, die bei der Bekämpfung ſtrafbarer Handlungen (insbeſondere bei der 
Bekämpfung von Schmuggel, Steuerhinterziehung, anderen Steuerzuwiderhandlungen, Monopol⸗ 
zuwiderhandlungen) mitwirken, die Rechte und Pflichten übertragen, die nach dem Gerichtsver⸗ 
faſſungsgeſetz den Hilfsbeamten der Staatsanwaltſchaft zuſtehen.“ 
5. § 17 wird wie folgt geändert: 
a) Abſ.1 erhält nach Umwandlung des Schlußpunktes in ein Semikolon folgenden Zuſatz: 
„er kann die Übertragung jederzeit zurücknehmen“. 
b) Abf. 2 wird geſtrichen. 
6. Dem $ 18 wird folgender Abſ. 2 hinzugefügt: 
(2) Soweit bei Verkehrsſteuern, die von den Steuer⸗ oder Zollämtern verwaltet werden, 


andere Behörden oder Beamte oder Notare mitwirken, kann das Steueramt ihre Tätigkeit nach⸗ 
prüfen.“ 
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7. An die Stelle der bisherigen SS 20 bis 28 treten die folgenden neuen Vorſchriften: 
„§ 20 

Bei jedem Steueramt, das Steuern vom Einkommen, vom Ertrage, vom Vermögen oder vom 
Umſatz verwaltet, beſteht ein Beirat. 

8 21 

Der Beirat berät das Steueramt: 

1. bei der geſonderten Feſtſtellung der Beſteuerungsgrundlagen in den Fällen der SS 205 b 
und e; 

2. bei der Feſtſetzung der Steuern vom Einkommen, vom Ertrag, vom Vermögen und vom 
Umſatz. Ausgenommen ſind die Erbſchaftſteuer und diejenigen Steuern vom Einkommen, die 
(wie zum Beiſpiel die Lohnſteuer) regelmäßig durch Steuerabzug erhoben werden. 

Ss 22 

(1) Unter den Vorausſetzungen des $ 21 ſoll das Steueramt ein Mitglied oder mehrere 
Mitglieder des Beirats hören: 

1. in Angelegenheiten von allgemeiner Bedeutung (zum Beiſpiel bei der Feſtſetzung von 
Durchſchnittſätzen); 

2. in wichtigen Einzelfällen, zum Beiſpiel: 

a) bei Muſterfällen; 

b) wenn das Steueramt in beſonderen Fällen Aufſchluß wünſcht über die ſoziale Lage 
eines Steuerpflichtigen, über beiondere örtliche Verhältniſſe oder über Umſtände, die 
für eine Schätzung von Bedeutung jind. 

(2) Vor der Entſcheidung über einen Einſpruch, der ſich gegen eine der im § 21 bezeichneten 
Steuerfeſtſtellungen und Steuerfeſtſetzungen richtet, hat das Steueramt ein Mitglied oder mehrere 
Mitglieder des Beirats zu hören. 

8 23 

In Einzelfällen ($ 22 Abſ. 1 Ziffer 2 und § 22 Abſ. 2) iſt eine Anhörung des Beirats 
nicht erforderlich: 

1. ſoweit es ſich um reine Rechtsfragen handelt; 

2. wenn bereits in einer früheren Lage des Verfahrens ein Mitglied oder mehrere Mitglieder 
des Beirats über den Fall gehört worden ſind; 

3. wenn bereits in einem anderen, entſprechend liegenden Einzelfall (in einem Muſterfall) ein 
Mitglied oder mehrere Mitglieder des Beirats gehört worden ſind und das Steueramt ent⸗ 
ſchloſſen iſt, an der Entſcheidung feſtzuhalten, die in dem Muſterfall getroffen worden iſt. 

8 24 
(1) Dem Beirat gehören als Mitglieder an: 
1. kraft ihres Amts: 
die Vorſteher (Leiter) derjenigen Gemeinden, die im Bezirk des Steueramts II be 
legen ſind; s 

2. kraft Berufung durch den Vorſteher des Steueramts: 
eine Anzahl Männer, die den Erforderniſſen des Abſ. 2 genügen. 

(2) Die Mitglieder kraft Berufung (Abſ. 1 Ziffer 2) müſſen wenigſtens 25 Jahre alt, 
Danziger Staatsbürger und im Beſitz der bürgerlichen Ehrenrechte ſein. Sie müſſen im Bezirk 
des Steueramts wohnen, mit den örtlichen Verhältniſſen vertraut und in wirtſchaftlichen Fragen er⸗ 
fahren ſein. 

(3) Bei der Berufung in den Beirat hat der Vorſteher des Steueramts die Vorſchläge der 
Wirtſchaftszweige und (ſoweit für einzelne Wirtſchaftszweige durch Geſetz eine ſtändiſche Gliederung 
durchgeführt iſt) der Berufsſtände zu berückſichtigen, und zwar entſprechend der wirtſchaftlichen Be⸗ 
deutung, die die einzelnen Wirtſchaftszweige und Berufſtände in dem Steueramtsbezirk haben. Der 
Vorſteher des Steueramts kann außer den Perſonen, die er auf Grund von Vorſchlägen der Wirt⸗ 
ſchaftszweige und Berufſtände in den Beirat beruft, auch andere geeignete (den Erforderniſſen des 
Abf. 2 entſprechende) Männer in den Beirat berufen. 

8 25 

(1) Die Mitglieder kraft Amts (S 24 Abſ. 1 Ziffer 1) gehören dem Beirat für die Dauer 

ihres Hauptamts an. Sie können ſich im Beirat vertreten laſſen. : 
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(2) Die Mitglieder kraft Berufung (§ 24 Abſ. 1 Ziffer 2) können ſich im Beirat nicht ver⸗ 
treten laſſen. Der Vorſteher des Steueramts kann die Berufung unter Angabe des Grundes zu⸗ 
rücknehmen. 

n § 26 

(1) Welche Mitglieder des Beirats jeweils heranzuziehen ſind, beſtimmt der Vorſteher des 
Steueramts je nach den zu behandelnden Fragen. 

(2) Die Mitglieder des Beirats werden von dem Vorſteher des Steueramts ſchriftlich oder 
mündlich zur Tagung einberufen. 

(3) Den Ort der Tagung beſtimmt der Vorſteher des Steueramts. 

(4) Er leitet die Tagung, ſofern er nicht einen anderen Beamten des Steueramts mit der Lei⸗ 
tung beauftragt. 

(5) Er beſtimmt, welche Beamten und Angeſtellten des Steueramts an der Tagung teil 
nehmen. 

(6) Der Finanzſenator und der Leiter des Landesſteueramts können Beamte entſenden, die 
an der Tagung des Beirats teilnehmen. 

(7) Eine Abſtimmung findet nicht ſtatt. 

S 27 

(1) Die Mitglieder des Beirats und die Stellvertreter (S 25 Abſ. 1 Satz 2) find Amts⸗ 
träger. 

(2) Das Amt als Mitglied des Beirats iſt ein Ehrenamt. Jedoch kann eine angemeſſene Ent⸗ 
ſchädigung gewährt werden. 

8 28 

(1) Die Mitglieder des Beirats und die Stellvertreter ($ 35 Abſ. 1 Satz 2) haben bei 
Eintritt in ihre Tätigkeit dem Vorſteher des Steueramts durch Handſchlag an Eides Statt fol⸗ 
gendes zu geloben: 

Ich werde mein Amt unparteiiſch und nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen ausüben, nur dem 

Wohl der Volksgemeinſchaft dienen, keine Sonderintereſſen verfolgen und das Steuerge⸗ 

heimnis wahren. : 

(2) Über die eidesſtattliche Verpflichtung it eine Niederſchrift aufzunehmen.“ 


S8 29 bis 32 werden aufgehoben. 
. S 36 Abſ. 1 erhält folgenden Wortlaut: 


„() Die Steuerkammer entſcheidet in der Beſetzung von fünf Mitgliedern und zwar von zwei 
beamteten Mitgliedern (dem Vorſitzenden und einem ſtändigen Mitglied) und drei ehrenamt⸗ 
lichen Mitgliedern. Die beiden beamteten Mitglieder müſſen die Befähigung zum Richteramt 
haben und Beamte der Steuerverwaltung ſein. Von den ehrenamtlichen Mitgliedern ſoll tun⸗ 
lichſt eines dem Berufe oder Erwerbszweig des Steuerpflichtigen angehören.“ 


8 38 erhält folgende Faſſung: 


„§ 38 

(1) Die ehrenamtlichen Mitglieder der Steuerkammer und Vertreter für fie in der erforderlichen 
Zahl werden auf Vorſchlag der Magiſtrate in den Städten, der Kreisausſchüſſe in den Land⸗ 
kreiſen und der öffentlich⸗rechtlichen berufsſtändiſchen Vertretungen durch den Senat auf 6 Jahre er⸗ 
nannt. Das Amt iſt ein Ehrenamt, jedoch kann eine angemeſſene Entſchädigung zugebilligt werden. 
(. 2) Zu berufen ſind nur Danziger Staatsangehörige, die mehr als 25 Jahre alt find, min⸗ 
deſtens ſeit einem Jahr im Gebiet der Freien Stadt Danzig wohnen, direkte Steuern zahlen 
und die bürgerlichen Ehrenrechte beſitzen. Zu dem Amt ſoll nicht berufen werden, wer wegen 
Steuerhinterziehung, Steuerhehlerei, Verletzung des Steuergeheimniſſes oder Aufforderung zur 
Steuerverweigerung beſtraft iſt. 

(3) Der Senat kann die Berufung zurücknehmen.“ 


. In 8 39 Abſ. 2 wird das Wort „Wiederwahl“ erſetzt durch „Wiederernennung“. 
„In 8 45 iſt folgender Abſ. 2 einzufügen: 


„(2) Liegt der Wohnſitz eines Steuerpflichtigen in dem Bezirk eines anderen Steueramtes als 


die Betriebsſtätte (Hauptbetriebsſtätte) ſeines gewerblichen Unternehmens, jo erfolgt, falls nicht die 
Vorausſetzungen des § 50 a gegeben find, ſeine Beſteuerung durch das Steueramt der Betriebs⸗ 


12. 
13. 


14. 
15. 
16. 


IR 
18. 


19; 
20. 


21. 
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ſtätte (Hauptbetriebsſtätte). Entſprechendes gilt für Angehörige freier Berufe, deren Beſteuerung 
von dem Steueramt durchzuführen iſt, in deſſen Bezirk der Mittelpunkt der freien Berufstätig⸗ 
keit liegt.“ 
Der bisherige Abſ. 2 wird Ab]. 3. 
In § 49 Abſ. 1 iſt ſtatt „§ 45 Abſ. 2“ zu ſetzen: „§ 45 Abſ. 3“. 
Hinter § 50 wird folgender § 50 a eingefügt: 


„§ 50 a 

Für die in SS 205 b und co bezeichneten geſonderten Feſtſtellungen (einſchl. ihrer Vorberei⸗ 
tung und Nachprüfung) ſowie für Maßnahmen der Steueraufſicht (ausgenommen die Maßnahmen 
nach 8 194) iſt örtlich zuſtändig 

1. bei landwirtſchaftlichen und forſtwirtſchaftlichen Vermögen, bei Grundvermögen und bei Be⸗ 

triebsgrundſtücken: das Steueramt II, i 

2. bei gewerblichen Betrieben: _ 
das Steueramt, in deſſen Bezirk ſich 
a) bei einem inländiſchen Betrieb 
die Betriebsleitung (der Mittelpunkt der geſchäftlichen Leitung), 
b) bei inländiſchen Betriebsſtätten eines ausländiſchen Betriebes 
die inländiſche Betriebsſtätte oder bei mehreren inländiſchen Betriebsſtätten die wirt⸗ 
ſchaftlich bedeutendſte der inländiſchen Betriebsſtätten 

befindet; 

3. bei freier Berufstätigkeit: 
das Steueramt, von deſſen Bezirk aus die Berufstätigkeit im Inland vorwiegend ausgeübt 
wird.“ 

In $ 51 iſt ſtatt des Wortes „Landesſteueramt“ zu ſetzen die Worte: „der Leiter des Landes⸗ 

ſteueramtes“. 

In $ 52 iſt ſtatt des Wortes „Landesſteueramt“ zu ſetzen die Worte: „der Leiter des Landes⸗ 

ſteueramtes“. 

SS 56 und 57 werden geſtrichen. 

Im $ 59 Abſ. 2 iſt vor dem letzten Wort einzufügen: „zu“. 

§ 70 Abſ. 1 Ziffer 2 erhält folgenden Wortlaut: 

„2. wenn er andere Steuern betrifft, falls der Steuerpflichtige zuſtimmt oder inſoweit einem 
Antrage des Steuerpflichtigen der Sache nach entſprochen wird; iſt jedoch der Beſcheid bereits 
unanfechtbar geworden, ſo darf er nur zum Nachteil des Steuerpflichtigen zurückgenommen oder 
geändert werden.“ 

SS 74 und 75 Abſätze 1, 2, 4 und 5 werden geſtrichen. 

Hinter $ 77 wird folgender § 77 a eingefügt: 

„Ss 77 a 

Hat ein Steuerpflichtiger eine Verbrauchsſteuer oder Umſatzſteuer mehrfach nicht rechtzeitig 
entrichtet oder liegen Gründe vor, aus denen der Eingang einer Verbrauchsſteuer oder der Um- 
ſatzſteuer gefährdet erſcheint, ſo kann das Steueramt verlangen, daß die auf die Dauer zu leiſtenden 
jeweils zu einem vom Steueramt zu beſtimmenden vor der geſetzlichen Fälligkeit, aber nach der 
Zahlungen jeweils zu einem vom Steueramt zu beſtimmenden vor der geſetzlichen Fälligkeit, aber 
nach der Entſtehung der Steuerſchuld liegenden Zeitpunkte entrichtet werden oder daß Sicherheit 
geleiſtet wird.“ 
§ 83 wird wie folgt geändert: 

a) Abſ. 3 Ziffer 2 wird geſtrichen; 
b) Abſ. 3 Ziffer 3 erhält die Bezeichnung „Ziffer 2“; 
c) es werden hinzugeſetzt die folgenden Abſätze 6 und 7: 

„(6) Hat eine Steuerverwaltungsbehörde, die Steuerkammer des Verwaltungsgerichts (der 
Vorſitzende der Steuerkammer) oder das Oberverwaltungsgericht jemanden als Bevollmächtigten oder 
als Beiſtand zurückgewieſen, ſo iſt das, was der Zurückgewieſene trotz der Zurückweiſung ſchriftlich 
oder mündlich in Sachen eines anderen vorbringt, ohne ſteuerrechtliche Wirkung. 

(7) Gegen eine Zurückweiſung, die von einem Steueramt oder dem Landesſteueramt verfügt 
wird, iſt lediglich die Beſchwerde, gegen eine Zurückweiſung, die von der Steuerkammer des Ver⸗ 


22. 
23. 
24. 


25. 
26. 


27. 
28. 


29. 
30. 


31. 
32. 
33. 


34. 
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waltungsgerichts (dem Vorſitzenden der Steuerkammer) oder vom Oberverwaltungsgericht oder 

vom Finanzſenator ausgeſprochen wird, ein Rechtsmittel oder ein ſonſtiger Rechtsbehelf nicht ge⸗ 

geben. Die ordentlichen Gerichte ſind nicht zur Nachprüfung befugt, ob eine Zurückweiſung zu⸗ 

läſſig war; das gleiche gilt für die Steuerkammer des Verwaltungsgerichts und das Oberverwal⸗ 

tungsgericht, ſoweit es ſich nicht um Zurückweiſungen handelt, die ſie ſelbſt ausgeſprochen haben.“ 
d) Der bisherige Abſ. 6 erhält die Bezeichnung „Abſatz 8“. 

In $ 88 wird das Wort „ſoweit“ erſetzt durch die Worte „auch wenn“. 

§ 91 wird geſtrichen. 

§ 92 erhält folgenden neuen Wortlaut: 


„§ 92 

(1) Wird ein Unternehmen oder ein in der Gliederung eines Unternehmens geſondert ge⸗ 
führter Betrieb im ganzen übereignet, ſo haftet der Erwerber neben dem früheren Unternehmer 
für 

1. Steuern, bei denen die Steuerpflicht ſich auf den Betrieb des Unternehmens gründet, vor⸗ 
ausgeſetzt, daß die Steuern auf die Zeit ſeit dem Beginn des letzten, vor der Übereignung 

liegenden Steuerabſchnitts oder Kalenderjahrs entfallen; 

2. Steuerabzugsbeträge, die ſeit dem Beginn des letzten, vor der Übereignung liegenden Ka⸗ 
lenderjahrs an das Finanzamt abzuführen waren. 

(2) Wird ein Steuergegenſtand, der Grundſtücksabgaben unterliegt, ganz oder zu einem Teil 
einer anderen Perſon übereignet, ſo haftet der Erwerber neben dem früheren Eigentümer für 
die auf den Steuergegenſtand (Teil des Steuergegenſtands) entfallenden Grundſtücksabgaben, die für 
die Zeit ſeit dem Beginn des letzten vor der Übereignung liegenden Rechnungsjahrs zu entrichten 
find. Die dingliche Haftung des Steuergegenſtands bleibt unberührt. Die Sätze 1 und 2 gelten 
entſprechend bei grundſtücksgleichen Berechtigungen und bei Gebäuden, die in Ausübung eines 
Miet⸗, Pacht⸗ oder ſonſtigen Rechtsverhältniſſes auf fremdem Grund und Boden errichtet worden 
find, auch wenn ſie weſentlicher Beſtandteil geworden ſind. 

(3) Für Erwerbe aus einer Konkursmaſſe gelten die Abſ. 1 und 2 nicht. Der Abſ. 2 gilt 
auch nicht für Erwerbe im Vollſtreckungsverfahren.“ 

(4) Der Erſteher eines Grundſtücks im Zwangsverſteigerungsverfahren kann von der Haftung 
nach Abſ. 1 für Betriebsſteuern, die auf einem in dem Grundſtück betriebenen Unternehmen laſten, 
befreit werden, falls der Erwerb erfolgt, um eine für den Erſteher auf dem Grundſtück eingetragene 
Forderung zu retten. 

In 5 93 wird der Abſ. 4 geſtrichen. 


In 8§ 99 Abſ. 1 ſind hinter dem Wort „reicht“ einzufügen die Worte: „bei freiwilliger Zah⸗ 
lung“. 


88 102 und 103 werden geſtrichen. 
Im $ 104 Abſ. 1 und im $ 106 Satz 1 werden die Worte „und Verzinſung“, in § 106 
Satz 2 die Worte „und ohne Verzinſung“ geſtrichen. 
$ 119 wird geſtrichen. 
§ 122 wird wie folgt geändert: 
a) im Abſ. 1 wird der Klammerzuſatz „(S 75)“ geſtrichen; 
b) es wird folgender Abſ. 3 hinzugefügt: 
(3) Die Verjährung der Wechſelſteuer beginnt mit dem Ablauf des Jahres, in dem 
der Wechſel fällig geworden iſt.“ 
§ 132 wird geſtrichen. 
88 137 bis 155 werden geſtrichen. 
In $ 157 Abſ. 1 iſt hinter Buchſt. c) einzufügen: das Wort „oder“ 
„d) gewerbliches Einkommen von mehr als 10000 Gulden oder 
e) Reineinkünfte aus Land⸗ und Forſtwirtſchaft von mehr als 10000 Gulden“ 
An die Stelle des bisherigen $ 161 treten die folgenden neuen SS 161 bis 161 d: 
§ 161 
(1) Eine Perſonenſtands⸗ und Betriebsaufnahme findet in der Regel jährlich ſtatt. 
(2) Die Art und den Umfang der Erhebungen beſtimmt der Leiter des Landesſteueramts 


durch Verwaltungsanordnung. Er kann insbeſondere Ausnahmen von Abſ. 1 durch Verwaltungs⸗ 
anordnung zulaſſen. 


30. 
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(3) Die Perſonenſtandsaufnahme erſtreckt ſich nicht auf diejenigen Angehörigen der Schutz⸗ 
polizei und des Arbeitsdienſtes, die in Mannſchaftsräumen oder in Arbeitsdienſtlagern unter⸗ 
gebracht ſind und keine andere Wohnung haben. 


§ 161 Ä 

(1) Die Perſonenſtands⸗ und Betriebsaufnahme liegt im Gebiet der Stadtgemeinde Danzig 
dem Steueramt I in Verbindung mit den zuſtändigen Polizeiorganen, im übrigen den Gemeinde⸗ 
behörden ob. Letztere werden dabei als Hifsſtellen der Steuerämter tätig und haben daher die 
gleichen Befugniſſe wie die Steuerämter, insbeſondere das Recht zur Anwendung von Zwangs⸗ 
mitteln. Die Gemeinden erhalten eine Entſchädigung. 

(2) Die Gemeindebehörden ſind berechtigt, mit der Perſonenſtands⸗ und Betriebsaufnahme 
beſondere Erhebungen zu verbinden, die gemeindlichen Zwecken dienen. Für ſolche Erhebungen 
gelten die Sätze 2 und 3 des Abſ. 1 nicht. ö 

$ 161 b 

(1) Die Grundſtücksbeſitzer haben bei der Durchführung der Perſonenſtands⸗ und Betriebs⸗ 
triebsaufnahme Hilfe zu leiſten. Sie haben insbeſondere die Perſonen anzugeben, die auf dem 
Grundſtück eine Wohnung oder eine Betriebſtätte, Lagerräume oder ſonſtige Geſchäftsräume 
räume haben. N 

(2) Die Haushaltsvorſtände haben über die Perſonen, die zu ihren Haushalten gehören (ein- 
ſchließlich der Untermieter und der Schlafſtellenmieter), diejenigen Angaben zu machen, die für 
Zwecke der Perſonenſtands⸗ und Betriebsaufnahme und etwaiger ſonſtiger Erhebungen ($ 161 4 
Abſ. 2) verlangt werden (insbeſondere Angaben über Geburtstag, Geburtsort, Religion und Be⸗ 
ruf). Die Untermieter und Schlafſtellenmieter ſind verpflichtet, den Haushaltsvorſtänden die 
erforderlichen Angaben zu machen. 

(3) Die Inhaber von Betriebſtätten und Lagerräumen haben über den Betrieb, der in 
den Betriebſtätten oder Lagerräumen ausgeübt wird, diejenigen Angaben zu machen, die für 
Zwecke der Perſonenſtands⸗ und Betriebsaufnahme und etwaiger ſonſtiger Erhebungen ($ 161 a 
Abſ. 2) verlangt werden (insbeſondere Angaben über Art und Größe des Betriebs und über 
die Betriebsinhaber). 

5 1610 = Bene, 

(1) Wer nach den Beſtimmungen, die das polizeiliche Meldeweſen regeln, zu einer Perſonal⸗ 
meldung (einer Meldung über Zuzug, Umzug oder Wegzug) verpflichtet iſt, hat die Meldepflicht 
auch im Intereſſe der Beſteuerung zu erfüllen. 

(2) Die Vorausſetzungen und der Umfang dieſer Meldepflicht und die Form der Meldungen 
werden durch eine Verordnung geregelt, die der Senator des Innern im Einvernehmen mit dem 
Finanzſenator erläßt. Bis zum Inkrafttreten einer ſolchen Verordnung bewendet es bei der 
bisherigen Regelung. 

§ 161 d 


(1) Steuerpflichtige, die nicht natürliche Perſonen find, haben dem zuſtändigen Steueramt 
diejenigen Ereigniſſe zu melden, die hinſichtlich einer Steuer vom Einkommen, vom Ertrag, vom 
Vermögen oder vom Umſatz die perſönliche Steuerpflicht begründen, ändern oder beendigen. 

(2) Wer einen landwirtſchaftlichen, forſtwirtſchaftlichen oder gewerblichen Betrieb oder eine 
Betriebſtätte eröffnet oder eine ſonſtige ſelbſtändige Erwerbstätigkeit beginnt, hat dies dem Steuer⸗ 
amt zu melden, in deſſen Bezirk der Betrieb eröffnet oder die Erwerbstätigkeit begonnen wird. 

(3) Die Meldungen (Abſ. 1 und 2) ſind binnen zwei Wochen (ſeit dem meldepflichtigen Er⸗ 
eignis) zu erſtatten. 

(4) Das Steueramt, dem eine Meldung erſtattet worden iſt, teilt den Inhalt der Meldung 
anderen Steuerämtern inſoweit mit, als die Meldung für andere Steuerämter von Bedeutung iſt.“ 


Im 8 163 treten an die Stelle des zweiten Satzes die folgenden Abſätze 2 bis 4: 

„(2) Soweit in den Steuergeſetzen nichts anderes beſtimmt iſt, iſt zur Abgabe einer Steuer⸗ 
erklärung jeder verpflichtet, der dazu vom Steueramt aufgefordert wird. Die Aufforderung kann 
durch öffentliche Bekanntmachung erfolgen. 

(3) Die Steuererklärungen für die Einkommenſteuer, Körperſchaftſteuer, Gewerbeſteuer und 
Umſatzſteuer ſind, ſofern nicht der Leiter des Landesſteueramts etwas anderes beſtimmt, ſpäteſtens 
am 15. Februar abzugeben. Das Steueramt kann verlangen, daß ein Steuerpflichtiger, deſſen 
Wirtſchaftsjahr nicht mit dem Kalenderjahr zuſammenfällt, die Steuererklärung ſpäteſtens zwei Mo⸗ 
nate nach Abſchluß des Wirtſchaftsjahrs abgibt. 
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(4) Das Steueramt kann die Steuererklärungsfriſt in einzelnen Fällen verlängern. Es 
kann bei laufend veranlagten Steuern Steuerpflichtigen, die eine umfangreiche Buchführung 
haben, Friſtverlängerung auch mit Wirkung für die ſpäteren Jahre bewilligen. Die Bewilli⸗ 
gung iſt für die ſpäteren Jahre jederzeit widerruflich. Bei der Einkommenſteuer, Gewerbeſteuer 
der natürlichen Perſonen, Vermögenſteuer und Umſatzſteuer darf die Friſt nicht über den 
30. Juni hinaus verlängert werden.“ 


. In $ 168 Abſ. 1 Satz 1 iſt das Wort „Steuerbücher“ zu erſetzen durch das Wort „Bücher“. 


Der bisherige § 170 tritt als Abſ. 2 zu § 169. 
§ 170 erhält folgende Faſſung: 
58 170 

(1) Das Steueramt kann verlangen, daß der Steuerpflichtige Tatſachen, die er behauptet, 
durch Verſicherung an Eides Statt erhärte ($ 202). 

(2) Die Verſicherung iſt dem Vorſteher des Steueramtes abzugeben. Dieſer zieht einen 
Schriftführer zu. Die Tatſachen, deren Richtigkeit verſichert werden ſollen, ſind ſchriftlich feſtzu⸗ 
ſtellen und dem Steuerpflichtigen mindeſtens eine Woche vor Abgabe der Verſicherung mitzu⸗ 
teilen. Die Verſicherung beſteht darin, daß der Steuerpflichtige erklärt: „Ich verſichere an Eides 
Statt, daß ich nach beſtem Wiſſen die reine Wahrheit geſagt habe.“ Die Niederſchrift iſt vor⸗ 
zuleſen; der Steuerpflichtige hat ſie zu unterſchreiben. 

(3) Die Verſicherung an Eides Statt kann nicht nach $ 195 erzwungen werden. 

Der $ 172 erhält folgende Faſſung: 
„Ss 172 

In den Fällen des S 171 kann der Befragte die Auskunft auf Fragen verweigern, deren 
Beantwortung ihm ſelbſt oder einem Angehörigen die Gefahr einer Strafverfolgung zuziehen 
würde.“ ö 
§ 173 erhält folgenden Abſ. 2: 

„(2) Dieſe Beſtimmung findet auf die zu 3 und 5 bezeichneten Perſonen inſoweit keine An⸗ 
wendung, als es ſich um Tatſachen handelt, die bei Beratung oder Vertretung in Steueran⸗ 
gelegenheiten zu ihrer Kenntnis gekommen ſind, es ſei denn, daß es ſich um Fragen handelt, 
deren Bejahung oder Verneinung ihre Auftraggeber der Gefahr einer Strafverfolgung aus⸗ 
ſetzen würden. 
§ 176 erhält folgenden Wortlaut: 

„Ss 176 

Auch abgeſehen von dem Fall des § 175 kann eine Auskunft nicht gefordert werden, wenn 
der Finanzſenator erklärt, daß die Auskunft dem Wohle des Staates nachteilig ſein würde.“ 
Hinter $ 177 wird als neuer $ 177 a eingefügt: 

„Ss: 177 a 

(1) Das Steueramt kann verlangen, daß eine Auskunftsperſon die Wahrheit ihrer Aus⸗ 
ſage durch Eid bekräftigt. Die Vorſchriften des $ 393 Abſ. 1 Nr. 1, 2 der Zivilprozeßordnung 
gelten entſprechend. Wer die Auskunft verweigern darf, kann auch den Eid verweigern. 

(2) Für die Abnahme des Eides gelten ſinngemäß die Vorſchriften der Zivilprozeßord⸗ 
nung. Der Eid wird vom Vorſteher des Steueramts unter Zuziehung eines Schriftführers oder 
auf Erſuchen des Steueramts vom Amtsgericht abgenommen. 

(3) Die Auskunftsperſon gilt als Zeuge im Sinne des Strafgeſetzbuches.“ 
In 8 178 Zeile 1 und 2 werden die Worte „mit Genehmigung des Landesſteueramts“ ge⸗ 
ſtrichen. N 
In $ 179 Zeile 2 werden die Worte „mit Genehmigung des Landesſteueramts“ geſtrichen. 
§ 181 Abſ. 3 erhält folgenden Wortlaut: 

„G) Die SS 177 und 177 a gelten entſprechend.“ 
Hinter dem § 183 werden die folgenden SS 183 a bis 183 c eingefügt: 

18 183 a 
(1) Die Behörden (insbejondere die Grundbuchämter und Regiſterbehörden), die Beamten 


und die Notare haben Rechtsvorgänge, die von ihnen beurkundet worden ſind, dem Steueramt 


inſoweit anzuzeigen, als die Rechtsvorgänge der Grundwechſelſteuer oder einer Kapitalverkehr⸗ 


46. 
47. 


48. 


49. 
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ſteuer unterliegen. Die näheren Beſtimmungen linsbeſondere auch darüber, in welchen Fällen 
beglaubigte Abſchriften zu überſenden ſind) trifft der Finanzſenator. 
(2) Die Anzeigen ſind zu richten: 
1. ſoweit ſie einen Rechtsvorgang betreffen, der der Grundwechſelſteuer unterliegt: an das für 
die Verwaltung der Grundwechſelſteuer zuſtändige Steueramt, 
2. ſoweit ſie einen Rechtsvorgang betreffen, der einer Kapitalverkehrſteuer unterliegt, an das 
Verkehrsſteueramt. 
(3) Das Steueramt, dem eine Anzeige erſtattet worden iſt, teilt den Inhalt der Anzeige 
anderen Steuerämtern, inſoweit mit, als die Anzeige für andere Steuerämter von Bedeutung iſt. 


§ 183 b 

(1) Die Behörden, Beamten und Notare dürfen Urkunden, die einen der Grundwechſelſteuer 
unterliegenden, anzeigepflichtigen Rechtsvorgang betreffen, den Beteiligten erſt dann aushändigen 
und Ausfertigungen oder beglaubigte Abſchriften ſolcher Urkunden den Beteiligten erſt dann er⸗ 
teilen, wenn das Steueramt den Empfang der Anzeige beſtätigt hat. 

(2) Die Behörden, Beamten und Notare dürfen Urkunden, die einen der Kapitalverkehr⸗ 
ſteuer unterliegenden, anzeigepflichtigen Rechtsvorgang betreffen, den Beteiligten erſt dann aus⸗ 
händigen und Ausfertigungen oder beglaubigte Abſchriften ſolcher Urkunden den Beteiligten erſt 
dann erteilen, wenn der Nachweis erbracht wird, daß die Kapitalverkehrſteuer entrichtet iſt, oder 
wenn das Verkehrſteueramt ſich mit der Aushändigung der Urkunde oder mit der Erteilung 
der Ausfertigung oder einer beglaubigten Abſchrift einverſtanden erklärt hat. 

(3) Anzeigepflichtige Rechtsvorgänge (8 183 a Abſ. 1) dürfen in das Grundbuch, in das 
Handels⸗ oder in das Vereinsregiſter erſt dann eingetragen werden, wenn eine Beſcheinigung des 
zuſtändigen Steueramts vorgelegt wird, daß der Eintragung ſteuerliche Bedenken nicht entgegen⸗ 
ſtehen. Das Steueramt hat die Beſcheinigung zu erteilen, wenn die Kapitalverkehrſteuern und 
die Grundwechſelſteuer entrichtet oder geſtundet ſind. 


§ 1830 ö 
Die Landesverſicherungsanſtalt, das Oberverſicherungsamt und die Verſicherungsämter haben 
den Steuerämtern jede Hilfe zu leiſten, die zur Durchführung leinſchließlich der Beaufſichtigung und 
Nachprüfung) der Lohnſteuer dienlich iſt. Entgegenſtehende Vorſchriften der Verſicherungsgeſetze 
finden inſoweit keine Anwendung.“ : 
In § 192 Abſ. 2 werden die Worte „ſowie Vertreter“ bis „Perſonenkreiſes“ geſtrichen. 


§ 194 erhält folgenden Abſ. 2: 

„(2) In Ausübung dieſer Steuerauſſicht können die Steuerämter verlangen, daß eidesſtatt⸗ 
liche Verſicherungen abgegeben werden, jedoch nur von den Steuerpflichtigen ($ 73 Abſ. 1 und 2) 
ſowie von ſolchen Perſonen, die nach § 79ff. die Pflichten eines Steuerpflichtigen zu erfüllen 
haben; von anderen Perſonen (S 171 ff.) können eidesſtattliche Verſicherungen im Steueraufſichts⸗ 
verfahren nicht verlangt werden. § 202 Abſ. 2 findet keine Anwendung.“ 


§ 195 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 

„(2) Die einzelne Geldſtrafe darf fünftauſend Gulden nicht überſteigen. Wird die Strafe 
gegen natürliche Perſonen feſtgeſetzt, ſo iſt zugleich die Dauer der Haft feſtzuſetzen, die für den 
Fall des Unvermögens an die Stelle der Geldſtrafe treten ſoll. Die Haft darf vier Wochen 
nicht überſteigen. Innerhalb dieſes Rahmens iſt die Dauer der Haft nach freiem Ermeſſen zu be⸗ 
ſtimmen. Sind mehrere Strafen nebeneinander zu vollſtrecken, ſo hat das Steueramt, das die 
höchſte Haftſtrafe feſtgeſetzt hat, die Strafen in einer Geſamtſtrafe zuſammenzuziehen; dieſe beſteht 
in einer Erhöhung der verwirkten höchſten Strafe und darf drei Monate nicht überſteigen. Auf 
Erſuchen des Steueramtes iſt die Haftſtrafe zu vollziehen. Zuſtändig für den Vollzug iſt die 
Behörde, der der Vollzug gerichtlich erkannter Haftſtrafe obliegt. Nachdem der Anſpruch auf 
die Geldſtrafe verjährt iſt, darf die Haft nicht mehr vollſtreckt werden.“ 


Dem 8 197 wird folgender Abſ. 2 hinzugefügt: 

„(2) Perſonen, die im Inland einen Wohnſitz haben oder ſich im Inland aufhalten (dauernd 
oder vorübergehend), ſind dem Steueramt auf Verlangen zur Auskunft, zur Vorlegung der Unter- 
lagen und zu ſonſtigen Nachweiſungen inſoweit verpflichtet, als die Auskünfte, die Unterlagen und 
die ſonſtigen Nachweiſungen erforderlich ſind zur Prüfung der Frage, ob die Perſonen einer Steuer 
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unterliegen. Das Steueramt kann verlangen, daß die im Satz 1 bezeichneten Perſonen zur Er⸗ 
örterung der Steuerpflicht auf dem Steueramt erſcheinen.“ 
50. Hinter dem 8 198 wird folgender § 198 a eingefügt: 
„Ss 198 a 

(1) Wenn der Steuerpflichtige beantragt, daß Schulden oder andere Laſten (zum Beiſpiel 
Nießbrauchlaſten oder Rentenlaſten) bei der Feſtſtellung des Vermögens abgeſetzt werden, jo kann 
das Steueramt verlangen, daß der Steuerpflichtige die Gläubiger genau bezeichnet. 

(2) Wenn der Steuerpflichtige beantragt, daß Betriebsausgaben oder Werbungskoſten bei 
der Feſtſtellung des Einkommens abgeſetzt werden, ſo kann das Steueramt verlangen, daß der 
Steuerpflichtige die Empfänger genau bezeichnet. 

(3) Soweit der Steuerpflichtige die vom Steueramt verlangten Angaben nicht macht, werden 
die beantragten Abſetzungen nicht vorgenommen.“ 


51. § 202 erhält folgenden neuen Abſ. 2: 


„(2) Eidesſtattliche Verſicherungen und eidliche Bekräftigungen von Auskünften ſollen 
nur gefordert werden, wenn andere Mittel zur Erforſchung der Wahrheit nicht vorhanden 
ſind.“ 

52. In $ 203 wird hinter dem 2. Satz folgender Satz eingefügt: 
„Das gleiche gilt für die Grundwechſelſteuer.“ 
53. Hinter § 205 werden folgende SS 205 a, b und c eingefügt: 
„§ 205 a 
(1) Die Feſtſtellung der Beſteuerungsgrundlagen bildet regelmäßig einen unſelbſtändigen (mit 
Rechtsmittel nicht ſelbſtändig anfechtbaren) Teil des Steuerbeſcheides. 
(2) In den Fällen der SS 205 b und c werden die Beſteuerungsgrundlagen geſondert feſt⸗ 
geſtellt. Hierüber wird ein ſchriftlicher Feſtſtellungsbeſcheid erteilt. Die geſonderte Feſtſtellung 
bildet, auch wenn ſie mit der Steuerfeſtſetzung in einem Beſcheide vereinigt iſt, eine ſelbſtändige 
(mit Rechtsmittel ſelbſtändig anfechtbare) Entſcheidung. 
8 205 b 
(1) Geſondert feſtgeſtellt werden die der Beſteuerung zugrunde zu legenden Einheitswerte für 
die folgenden Gegenſtände: 
1. Für die wirtſchaftlichen Einheiten der landwirtſchaftlichen und forſtwirtſchaftlichen Betriebe, 
des Grundvermögens im Sinne des Bewertungsgeſetzes, ſofern die wirtſchaftlichen Einheiten 
entweder 
a) ſich lediglich auf Inland erſtrecken oder 
b) ſich ſowohl auf Inland als auch auf Ausland erſtrecken und einem unbeſchränkt Ver⸗ 
ml.ögenſteuerpflichtigen gehören. 
2. Für die wirtſchaftlichen Untereinheiten (Grundſtücke, die zu einem gewerblichen Betriebe ge- 
hören — Betriebsgrundſtücke —), ſofern die wirtſchaftlichen Untereinheiten entweder 
a) ſich lediglich auf das Inland erſtrecken oder 
b) ſich ſowohl auf Inland als auch auf Ausland erſtrecken und einem unbeſchränkt Ver⸗ 
mögenſteuerpflichtigen gehören. n 
3. für Teile der in Nr. 1 und 2 bezeichneten wirtſchaftlichen Einheiten und Untereinheiten in 
folgenden Fällen: 
a) Wenn eine wirtſchaftliche Einheit oder Untereinheit ſich ſowohl auf Inland als auch 
auf Ausland erſtreckt, ſo wird der Einheitswert des inländiſchen Teils geſondert feſtgeſtellt. 
b) Wenn eine wirtſchaftliche Einheit oder Untereinheit ſich auf eine inländiſche Gemeinde be⸗ 
ſchränkt und mit einem ihrer Teile einer Einheitswertſteuer unterliegt, ſo wird für dieſen 
Teil der Einheitswert geſondert feſtgeſtellt. 
§ 205 0 
(1) Die in § 205 b vorgeſehenen geſonderten Feſtſtellungen werden einheitlich getroffen, wenn 
an dem Gegenſtand mehrere beteiligt ſind oder wenn die Gebäude oder Betriebsmittel eines land⸗ 
5 oder forſtwirtſchaftlichen Vermögens nicht ſämtlich dem Eigentümer des Grund und Bodens ge⸗ 
$ hören, ER = 2 
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(2) Ferner werden einheitlich feſtgeſtellt: 
a) die einkommenſteuerpflichtigen und körperſchaftſteuerpflichtigen Einkünfte (der Gewinn oder 

der Überſchuß der Einnahmen über die Werbungskoſten) 

1. aus Land- und Forſtwirtſchaft, 

2. aus Gewerbebetrieb, 

3. aus ſelbſtändiger Arbeit, 

4. aus Vermietung und Verpachtung unbeweglichen Vermögens 

wenn an den Einkünften mehrere beteiligt ſind. 


(3) Die Vorſchriften des Abſ. 2 finden keine Anwendung, wenn das unbewegliche Vermögen 
(Abſ. 2 Nr. 1, 4) weder im Inland belegen noch in einem inländiſchen öffentlichen Buch oder 
Regiſter eingetragen iſt, oder wenn die Geſellſchaft oder Gemeinſchaft (Abſ. 2 Nr. 2) weder ihren 
Sitz noch den Ort der Leitung im Inland hat. Auch ſonſt kann von der Anwendung des Abſ. 2 
abgeſehen werden, wenn es ſich um Fälle von geringerer Bedeutung handelt. 


(4) In den nach Abf. 1, 2 ergehenden Feſtſtellungsbeſcheiden it, falls es für die Beſteuerung 
erforderlich iſt, auch eine Feſtſtellung darüber zu treffen, wer an dem feſtgeſtellten Betrage beteiligt 
iſt und wie der feſtgeſtellte Betrag ſich auf die einzelnen Beteiligten verteilt. Iſt eine ſolche Feſt⸗ 
ſtelkung unterblieben fo iſt ſie in einem Ergänzungsbeſcheide nachzuholen.“ 


In § 206 Abſ. 2 S. 1 werden hinter die Worte „weitere Auskunft“ die Worte eingefügt: „oder 
eine Verſicherung an Eides Statt“. 


Hinter § 206 werden folgende neue §§ 206 a und b eingefügt: 


„S 206 4 


(1) Auf Feſtſtellungsbeſcheide, die nach SS 205 b und c ergehen, finden die für Steuerbe⸗ 
ſcheide geltenden Vorſchriften ſinngemäß Anwendung. 


(2) Die Feſtſtellungen, die in den Feſtſtellungsbeſcheiden getroffen worden ſind, werden den 
Steuerbeſcheiden zugrunde gelegt, auch wenn die Feſtſtellungsbeſcheide noch nicht unanfechtbar ge⸗ 
worden ſind. 


(3) Ferner wird der Einheitswert, der für ein Betriebsgrundſtück feſtgeſtellt worden iſt, dem 
Feſtſtellungsbeſcheid zugrunde gelegt, der im Falle des § 205 c Abſ. 2 für einen gewerblichen Be⸗ 
trieb ergeht. Das gilt auch dann, wenn der Feſtſtellungsbeſcheid, durch den für das Betriebsgrund⸗ 
ſtück der Einheitswert feſtgeſtellt iſt, noch nicht unanfechtbar geworden iſt. 


(4) Iſt ein Feſtſtellungsbeſcheid durch Rechtsmittelentſcheidung oder durch Berichtigungsfeſt⸗ 
ſtellung geändert worden, ſo werden Beſcheide, Steuerbeſcheide, Veranlagungsbeſcheide, Feſtſtellungs⸗ 
beſcheide, die auf den bisherigen Feſtſtellungsbeſcheiden beruhen, von Amts wegen durch neue Be⸗ 
ſcheide erſetzt, die der Anderung des Feſtſtellungsbeſcheides Rechnung tragen. Dies gilt auch dann, 
wenn ein zu erſetzender Beſcheid bereits unanfechtbar geworden war. Mit dem Erlaß der neuen Be⸗ 
ſcheide kann gewartet werden, bis die Rechtsmittelentſcheidung oder Berichtigungsfeſtſtellung, die den 
bisherigen Feſtſtellungsbeſcheid ändert, unanfechtbar geworden iſt. 

§ 206 b 

(1) Ein einheitlicher Feſtſtellungsbeſcheid, der nach $ 205 c erlaſſen fit, richtet ji gegen alle 
Perſonen, die an dem Betriebe, an dem Grundſtück oder an dem Betriebsgrundſtück, in den 
Fällen des § 205 e Abſ. 2 an den Reineinkünften beteiligt ſind. Geſellſchafter haben dem Steuer⸗ 
amt einen im Inland wohnenden Vertreter zu benennen, der ermächtigt iſt, für ſämtliche Ge⸗ 
ſellſchafter die in 8 205 c vorgeſehenen Feſtſtellungsbeſcheide, die dazu ergehenden Rechtsmittel⸗ 
entſcheidungen ſowie die mit den Feſtſtellungs⸗ oder Rechtsmittelverfahren zuſammenhängenden 
ſonſtigen Verfügungen und Mitteilungen der Steuerbehörden in Empfang zu nehmen. Solange 
die Geſellſchafter einen ſolchen Vertreter dem Steueramt nicht benannt haben, ſind die Steuer⸗ 
behörden berechtigt, die in $ 205 c vorgeſehenen Feſtſtellungsbeſcheide, die dazu ergehenden 
Rechtsmittelentſcheidungen ſowie die mit den Feſtſtellungs⸗ oder Rechtsmittelverfahren zuſam⸗ 
menhängenden ſonſtigen Verfügungen und Mitteilungen einem der Geſellſchafter zugehen zu 
laſſen mit Wirkung gegen alle Geſellſchafter. Auf dieſe Wirkung iſt im Feſtſtellungsbeſcheid, in 
der Rechtsmittelentſcheidung oder in einer ſonſtigen Verfügung oder Mitteilung hinzuweiſen. Die 
Vorſchriften, die in den Abſätzen 2 und 3 für Geſellſchafter getroffen ſind, gelten entſprechend 
für Gemeinſchaften. 
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(2) Wird ein Feſtſtellungsbeſcheid (S 205 b und c) über einen Gegenstand (Betrieb, Grund⸗ 
ſtück oder Betriebsgrundſtüch erlaſſen, für den nach dem Feſtſtellungszeitpunkt oder nach dem Ablauf 
des Steuerabſchnitts eine Rechtsnachfolge leinſchl. der Nachfolge im Beſitz) eingetreten iſt, fo 
richtet ſich der Feſtſtellungsbeſcheid auch gegen den Rechtsnachfolger inſoweit, als nach den 
Vorſchriften der Steuergeſetze die Feſtſtellung für den Rechtsnachfolger von Bedeutung iſt. Iſt 
die Rechtsnachfolge eingetreten, nachdem der Feſtſtellungsbeſcheid dem Rechtsvorgänger bekannt ge⸗ 
geben (ugeſtellt) worden iſt, ſo wirkt die Bekanntgabe (die Zuſtellung) auch gegen den Rechtsnach⸗ 
folger. 


(3) Wer für die Steuer, die ein anderer ſchuldet, entweder perſönlich oder mit den von ihm 
verwalteten Mitteln haftet, muß einen Feſtſtellungsbeſcheid, der gegen den Steuerſchuldner er⸗ 
gangen iſt, auch dann gegen ſich gelten laſſen, wenn er nicht Rechtsnachfolger des Steuer⸗ 
ſchuldners iſt.“ 
§ 211 Abſ. 2 wird geſtrichen. 

Hinter § 216 wird folgender §S 216 a eingefügt: 
„Ss 216 a 

(1) Einen Feſtſtellungsbeſcheid der in SS 205 b und e bezeichneten Art kann der Steuer⸗ 
pflichtige nur deshalb anfechten, weil er ſich durch die Höhe der Feſtſtellungen, die in dem Feſt⸗ 
ſtellungsbeſcheid getroffen ſind oder dadurch beſchwert fühlt, daß die Steuerpflicht bejaht oder ein 
Steuergegenſtand zu Anrecht nach den Vorſchriften, die für landwirtſchaftliche oder forſtwirtſchaft⸗ 
liche Betriebe gelten, oder zu Unrecht nach den für gewerbliche Betriebe oder zu Unrecht nach 
den für Grundſtücke geltenden Vorſchriften bewertet worden iſt. 

(2) Liegen einem Feſtſtellungsbeſcheide Feſtſtellungen zugrunde, die in einem anderen Feſt⸗ 
ſtellungsbeſcheide getroffen find (§ 206 a Abſ. 3), ſo kann jener Feſtſtellungsbeſcheid nicht mit der 
Begründung angefochten werden, daß die in dem anderen Feſtſtellungsbeſcheid getroffenen Feſt⸗ 
ſtellungen unzutreffend ſeien. Dieſer Einwand kann nur gegen den anderen Feſtſtellungsbeſcheid 
erhoben werden.“ 
§ 217 wird wie folgt geändert: 

a) der letzte Halbſatz wird geſtrichen; 
b) folgender neuer Abſ. 2 angefügt: 

„(2) Liegen einem Steuerbeſcheide Feſtſtellungen zugrunde, die in einem Feſtſtellungs⸗ 
beſcheide getroffen worden ſind, ſo kann der Steuerbeſcheid nicht mit der Begründung ange⸗ 
fochten werden, daß die in dem Feſtſtellungsbeſcheide getroffenen Feſtſtellungen unzutreffend 
ſeien. Der Einwand kann nur gegen den Feſtſtellungsbeſcheid erhoben werden.“ 


Hinter dem 5 217 wird folgender S 217 a eingefügt: 


„Ss 217a 
Rechtsmittel können nicht darauf geſtützt werden, daß in den Fällen des § 22 Abſ. 1 das 


Steueramt den Beirat hätte hören ſollen.“ 


Hinter § 220 wird folgender S 220 a eingefügt:: 
„8 220 a 
Gegen die Feſtſetzung einer Steuer in einem Pauſchbetrag durch das Landesſteueramt iſt der 
Einſpruch gegeben. Über dieſen entſcheidet der Leiter des Landesſteueramts. Gegen den Einſpruch⸗ 
beſcheid des Leiters des Landesſteueramts iſt die Rechtsbeſchwerde an das Oberverwaltungsgericht 
gegeben. Die 88 237 und 238 gelten für das Einſpruchsverfahren. Ein Rechtsmittel iſt jedoch 
nicht gegeben, ſoweit die Feſtſetzung des Pauſchbetrages auf einer Vereinbarung beruht, die der 
Steuerpflichtige mit dem Leiter des Landesſteueramts getroffen hat.“ 
Hinter § 222 werden folgende SS 222 a und b eingefügt: 
„Ss 222 a 
(1) Zur Einlegung von Rechtsmitteln, die einen einheitlichen Feſtſtellungsbeſcheid der im 
§ 205 e Abf. 2 Ziffer 2 bezeichneten Art betreffen, ſind die folgenden Perſonen berechtigt: 
1. Soweit es ſich darum handelt, wer an dem feſtgeſtellten Betrage beteiligt iſt und wie der 
feſtgeſtellte Betrag ſich auf die einzelnen Beteiligten verteilt: 
jeder Geſellſchafter oder Gemeinſchafter, der durch die An über = Punkte 
berührt wird. 


62. 
63. 


64. 


65. 


66. 


67. 
68. 
69. 
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2. Spweit es ſich am einen Punkt handelt, der einen Geſellſchafter oder Gemeinſchafter für 
ſeine Perſon angeht (3. B. die Höhe von Sondervorgü tungen oder perſönlichen Werbungs⸗ 
koſten): 
der Geſellſchafter oder Gemeinſchaftet, der durch die Feſtſtellungen über dieſen Punkt 
berührt wird. f 
3. Im übrigen: f 
i nur die zur Geſchäftsführung berufenen Geſellſchafter oder Gemeinſchafter; Geſellchaf⸗ 
ter oder Gemeinſchafter, die nicht zur Geſchäftsführung berufen ſind, ſind auch nicht be⸗ 
rechtigt, dem Rechtsmittel beizutreten. 

(2) Sind in anderen als den im Abſ. 1 bezeichneten Fällen einheitliche Feſtſtellungsbeſcheibe 
gegen Mitberechtigte ergangen, jo it jeder Mitberechtigte zur Einlegung von Rechtsmitteln be⸗ 
fugt. 

(3) Mehrere Rechtsmittel gleicher Art, die denſelben Betrieb, dasſelbe Grundſtück oder Be⸗ 
triebsgrundſtück, in den Fällen des § 205 c Abſ. 2 dieſelben Einkünfte betreffen, werden ver⸗ 
bunden und zur Einlegung von Rechtsmitteln befugte Mitberechtigte, die kein Rechtsmittel 
eingelegt haben, zu dem Rechtsmittelverfahren von Amts wegen zugezogen. Auch im Rechtsmittel⸗ 
verfahren können nur einheitliche Feſtſtellungen getroffen werden. Die Rechtsmittelentſcheidungen 
richten ſich gegen alle Mitberechtigten; 8 206 b Abi. 1 Sätze 2 und 4 finden Anwendung. 

§ 222 b 

(1) Tritt für einen Betrieb, ein Grundſtück oder ein Betriebsgrundſtück, nachdem darüber 
ein Feſtſtellungsbeſcheid (§8 205 b und c) erlaſſen worden it, eine Rechtsnachfolge leinſchl. der 
Nachfolge im Beſitz) ein, während eine Rechtsmittelfriſt (Friſt zur Einlegung eines Rechtsmittels, 
das die Feſtſtellung einer Beſteuerungsgrundlage betrifft) läuft, ſo kann auch der Rechtsnach⸗ 
folger das Rechtsmittel einlegen. 

(2) Wenn im Falle des Abs. 1 oder in einem ſonſtigen Falle der Rechtsvorgänger und der 
Rechtsnachfolger Rechtsmittel gleicher Art gegen einen Feſtſtellungsbeſcheid einlegen, jo werden die 
Rechtsmittel verbunden. Legt nur der Rechtsvorgänger Rechtsmittel ein, ſo wird der Rechtsnach⸗ 
nachfolger, legt nur der Rechtsnachfolger Rechtsmittel ein, ſo wird, falls möglich, der Rechtsvor⸗ 
gänger zu dem Rechtsmittelverfahren von Amts wegen zugezogen, wenn ſein Intereſſe durch 
die Entſcheidung berührt wird und die Rechtsmittelbehörde Kenntnis von der Rechtsnachfolge 
hat. Auch im Rechtsmittelverfahren können nur einheitliche Feſtſtellungen getroffen werden. Die 
Rechtsmittelentſcheidungen richten ſich ſowohl gegen den Rechtsvorgänger als auch gegen den Rechts⸗ 
nachfolger.“ 
§ 226 Abſ. 2 wird geſtrichen. 

8 236 Abſ. 1 erhält folgenden Zuſatz: 

„Die Vorſchriften des 8 83 Abi. 6 und 7 finden Anwendung.“ 

Im 8 241 Abſ. 2 wird hinter dem erſten Satz folgender Satz eingefügt: 

„Einer Einſpruchsentſcheidung bedarf es nur inſoweit, als das Steueramt nicht durch Zu⸗ 
rücknahme oder Anderung des angefochtenen Beſcheids dem Einſpruchsantrag entſprechen will.“ 
Ss 242 Abi. 1 Satz 1 erhält folgende Faſſung: 

„() Gegen Beſcheide, gegen die nach 8 240 Abſ. 1 der Einſpruch gegeben iſt, kann der 
Steuerpflichtige ſtatt des Einſpruchs Berufung einlegen, wenn der Vorſteher des Steueramtes 
ſeine Einwilligung hierzu bis zum Ablauf eines Monats (von der Einlegung des Rechtsmittels 
ab gerechnet) erklärt. Wenn der Vorſteher des Steueramts ſeine Einwilligung nicht rechtzeitig 
erteilt, iſt das eingelegte Rechtsmittel als Einſpruch zu behandeln.“ 

Im $ 245 Abſ. 1 werden hinter dem Worte „anhängig“ eingefügt die Worte „oder ſchwebt 
ſonſt vor einem Gericht oder vor einer Verwaltungsbehörde ein Verfahren, deſſen Ausgang 
von weſentlicher Bedeutung für die Entſcheidung über die Berufung it,‘ 
§ 252 Abſ. 4 erhält folgenden Zuſatz: „§ 267 bleibt unberührt.“ 
In $ 267 Abſ. 1 iſt ſtatt „hundert Gulden“ zu ſetzen: „fünfhundert Gulden“. 
$ 278 erhält folgende Faſſung: 

„Ss 278 

(1) Richtet ſich die Rechtsbeſchwerde gegen eine Ermeſſensentſcheidung, jo hat das Oberver⸗ 
waltungsgericht zu prüfen, ob ſich die Ermeſſensentſcheidung in den Grenzen hält, die das Geſetz 
dem Ermeſſen zieht. 
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(2) Sit dies der Fall, jo hat das Oberverwaltungsgericht die Ermeſſensentſcheidung auf 
ihre Billigkeit und Zweckmäßigkeit hin nur dann nachzuprüfen, wenn es nach Aufhebung der 
. Entſcheidung ſelbſt entſcheidet (8 277 Abſ. 8).“ 
70. In 8 279 iſt hinter der Zahl 250 einzufügen: „253 Satz 1". 
71. Im 5 291 wird dem Abſ. 3 folgender Satz hinzugefügt: 
„Dieſe Ermäßigung tritt nicht ein für eine Rechtſtufe, in der dem Rechtsmittelführer bereits eine 
Entſcheidung nach S 234 Abſ. 2 Satz 1, S 252 Abſ. 2 oder § 275 Abſ. 2 Satz 1 bekanntgegeben 
worden iſt.“ 


72. In $ 296 wird der letzte Satz geſtrichen. 


73. Im 5 308 wird dem Abſ. 1 folgender Satz hinzugefügt: 
„Welche Rechte die Veräußerung hindern, beſtimmt ſich nach bürgerlichem Recht.“ 
74. S 312 Abſ. 3 wird geſtrichen. 
75. S 348 erhält folgenden Wortlaut: 
58 348 

(1) Die in der Zivilprozeßordnung und in anderen Geſetzen enthaltenen Vorſchriften, die die 
Pfändung von Forderungen und Anſprüchen aus nichtſelbſtändiger Arbeit (insbeſondere von 
Lohn⸗, Gehalts⸗ und Ruhegehaltsforderungen) verbieten oder beſchränken, gelten nicht für die 
Beitreibung direkter perſönlicher Steuern, ſofern dieſe Steuern nicht ſeit länger als drei Mo⸗ 
naten fällig geworden ſind. 

(2) Im übrigen gelten die Verbote und Beſchränkungen, die für die Pfändung von For⸗ 
derungen und Anſprüchen nach der Zivilprozeß ordnung (SS 850—852) und anderen Geſetzen be⸗ 
ſtehen, auch für das Zwangsverfahren. 

76. Dem 5 365 wird folgender Abſ. 2 hinzugefügt: 

„(2) Wer aus Mangel an der Sorgfalt, zu der er nach den Umſtänden verpflichtet und 
nach ſeinen perſönlichen Verhältniſſen fähig war, die Tat für erlaubt gehalten hat, wird wegen 
Fahrläſſigkeit beſtraft.“ 

77. Dem 5 389 wird folgender Abſ. 3 hinzugefügt: 

„(3) Bei Steuerzuwiderhandlungen, die die Wechſelſteuer betreffen, beginnt die Verjährung 

mit dem Ablauf des Jahres, in dem der Wechſel fällig geworden iſt.“ 
78. In § 424 Buchſtabe a werden hinter den Worten „des deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes“ die Worte 
eingefügt: „in der in Danzig geltenden Faſſung.“ 
Artikel II 
Der Senat der Freien Stadt Danzig iſt berechtigt, die einzelnen Steuergeſetze im Verordnungs⸗ 
wege mit dem Steueranpaſſungsgeſetz, den dadurch eingetretenen Anderungen des Steuergrundgeſetzes 
und den im Zuge der Steuerreform 1934 verabſchiedeten Geſetzen in Übereinſtimmung zu bringen. 
Artikel III 
Dieſe Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 1935 und mit der Maßgabe in Kraft, 
daß eine Neuernennung der ehrenamtlichen Mitglieder der Steuerkammer des Verwaltungsgerichts ge⸗ 
mäß 8 38 Abſ. 1 und 2 des Steuergrundgeſetzes erſt nach Ablauf der Amtsdauer der auf Grund 
der Rechtsverordnung vom 13. Oktober 1933 ernannten Mitglieder erfolgt, daß die Anderung des 
§ 267 Steuergrundgeſetzes auf alle Entſcheidungen der Steuerkammer des Verwaltungsgerichts An⸗ 
wendung findet, die nach der Verkündung dieſer Verordnung erlaſſen werden und daß die Anderung des 
§ 296 Steuergrundgeſetzes rückwirkend vom 1. April 1934 durchgeführt wird. 
Danzig, den 27. Dezember 1934. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Hoppenrath Huth v. Wnuck 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


